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Förderrichtlinie „Integration von Zugewanderten“ 

Leitfaden für Projekte zur Sicherstellung der landesweiten 
psychosozialen Beratungsstrukturen für psychisch belas-
tete Menschen mit Migrationshintergrund und Fluchterfah-
rung (Fördersäule E) 

Stand: 6. November 2026 

Verbindlichkeit des Leitfadens  

Dieser Leitfaden dient der spezifischen Konkretisierung der Fördersäule E „Psychosoziale Ge-
sundheit“ gemäß Teil 2 Buchstabe E Ziffer II und ist bei der Antragstellung als auch bei der 
Projektumsetzung zu beachten.  

Zielsetzung und Rahmenbedingungen 

Mit der Förderung soll ein Beitrag zur Sicherung und Stärkung der psychologischen und psy-
chosozialen Beratung und Betreuung für psychisch belastete Menschen mit Migrationshinter-
grund und Fluchterfahrung geleistet werden und eine Unterstützung für den Abbau von beson-
deren Integrationshemmnissen durch psychische Belastungen und Erkrankungen bieten. Auf 
dieser Weise werden die Handlungsfähigkeit und Integrationsfähigkeit von Geflüchteten mit 
psychischen Belastungen und Erkrankungen gestärkt. 
 
Insoweit gelten folgende Zielsetzungen:  

▪ Sicherung und Stärkung der Erst- und Grundversorgung der psychosozialen Beratung für 
psychisch belastete Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund; 

▪ Stärkung der Handlungsfähigkeit und Integrationsfähigkeit von Geflüchteten; 

▪ Sensibilisierung von im Bereich Asyl haupt- und ehrenamtlich Tätigen sowie Fachkräften 
der Regelversorgung des Sozial-, Gesundheits-, Bildungs- und Verwaltungswesens Sach-
sens. 

Eine Antragstellung ist nur nach entsprechender Förderbekanntmachung des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt im Säch-
sischen Amtsblatt und den dort konkretisierten Bestimmungen möglich. Diese können sich auf 
folgende Regelungen beziehen: 
a) Konkretisierungen zum Gegenstand der Förderung 
b) konkretisierende Zuwendungsvoraussetzungen, 
c) Umfang und Höhe der Zuwendung, 
d) Dauer der Zuwendung und 
e) Antrags- und Bewilligungsverfahren. 
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Indikatoren 

Für das in Teil 1 Ziffer V Nummer 2 der Förderrichtlinie verankerte Berichtswesen hat der 
Träger für jede Maßnahme die nachstehend aufgeführten Indikatoren zu erheben. Die Be-
richtserstattung erfolgt über die SAB-Internetplattform. Die Auswertung der Daten nimmt das 
Sächsische Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt vor. 

Für Projekte mit mehrjähriger Laufzeit sind die Daten für das jeweilige Projektjahr bis zum 31. 
Januar des Folgejahres zu übermitteln. Nach Abschluss dieser Projekte sind die kumulierten 
Daten aus allen Projektjahren zusammen mit den Unterlagen für den Verwendungsnachweis 
einzureichen. Für Projekte, deren Projektdauer 12 Monate nicht überschreitet, sind die Daten 
zusammen mit den Unterlagen für den Verwendungsnachweis einzureichen.  
 
Folgende Indikatoren sind zu erfassen: 

▪ Anzahl der Beratungen 

▪ Anzahl der Beratungsfälle davon Anzahl der Beratungsfälle in Gruppen 

▪ Anzahl der abgelehnten Beratungsfälle 

▪ durchschnittliche Wartezeit zwischen dem Erstkontakt (bzw. Terminanfrage) und der 
Erstberatung (Darstellung in Tagen) 

Die nachfolgenden Daten sind für jede teilnehmende Person durch die Träger zu erfassen. 
Die Vorgaben Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union, des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG) und sonstigen anzuwendenden rechtlichen Regelungen 
sind dabei einzuhalten. 

▪ Aufschlüsselung aller Teilnehmenden (Gesamtanzahl der Beratungsfälle) nach 

• Geschlecht (männlich, weiblich, divers) 

• Alter (unter 18 Jahre / 18 Jahre und älter) 

• Aufenthaltsstatus (Es zählt der Aufenthaltsstatus, den die/ der Teilnehmende zu Beginn 
der Teilnahme hat.) 

o EU-Bürger 
o Zugewanderte nach Aufenthaltsgesetz (Aufenthaltserlaubnis nach Zweck des Auf-

enthaltes: Ausbildung; Erwerbstätigkeit; aus völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen; aus familiären Gründen zusammengefasst) 

o Zugewanderte mit Aufenthaltsstatus nach §§ 55, 63, 63a Asylgesetz (Aufenthalts-
gestattung)  

o Zugewanderte mit Aufenthaltsstatus nach § 60 (a-d) des Aufenthaltsgesetzes (Dul-
dungen) 

• Staatsangehörigkeit 
o Afghanistan 
o Syrien 
o Ukraine 
o Venezuela 
o sonstige 

• Wohnort (nach dem jeweiligen Landkreis bzw. kreisfreien Stadt) 


